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erhalten im Rahmen der Aufgaben der Gerichte zur 
Durchführung dieses Beschlusses des Ministerrates zu­
nehmende Bedeutung. *
Zwei Gedanken verdienen besondere Aufmerksamkeit: 
Eine Konsequenz aus dem Beschluß des Ministerrates 
besteht darin, stärker als bisher die Auswertung von 
Verfahren zu nutzen, um auf das qualitative Niveau der 
Rechtsarbeit in den Organen und Einrichtungen der 
Volkswirtschaft i n s g e s a m t  einzuwirken. Schlußfol­
gerungen aus Verfahren für die Qualifizierung der Lei­
tungstätigkeit im Betrieb, für eine höhere Ordnung in 
der Leitung, Planung und Organisation des betrieblichen 
Geschehens, für die exaktere Bestimmung der Auf­
gaben und der Verantwortung im Leitungsprozeß, die 
Qualifizierung von Leitern und Mitarbeitern, die Reali­
sierung der Verantwortung der Leiter und Kollektive 
u. ä. sind hierbei eine wichtige Richtung gerichtlicher 
Einflußnahme. Sie sind auf solche notwendigen- Ver­
änderungen gerichtet, die auf Dauer auch eine bessere 
Arbeit mit dem sozialistischen Recht gewährleisten. 
Aufdeckung und Beseitigung von Ursachen und begün­
stigenden Bedingungen bedeutet, akute Vernachlässi­
gungen und Pflichtversäumnisse zu beseitigen. Sie be­
deutet aber auch Veränderung des Bewußtseins, Erhö­
hung des Wissens, Qualifizierung der Leitung und Or­
ganisation über den Rahmen eines konkreten Verfah­
rens hinaus. Das Ziel besteht darin, insgesamt eine 
weitere Verbesserung der Arbeit mit dem sozialistischen 
Recht zu erreichen.

Die weitere Schlußfolgerung besteht darin, die gericht­
liche Einflußnahme stärker darauf zu orientieren, daß 
die Leitungskader der Betriebe und ihre Kollektive 
auch anhand von gerichtlichen Entscheidungen und 
Empfehlungen ihre eigene Verantwortung zur wirk­
sameren Arbeit mit dem sozialistischen Recht qualifi­
zierter verwirklichen. Ihre Verpflichtung zur selbstän­
digen Auswertung von gerichtlichen Verfahren und 
Empfehlungen — durch Leiter, vor allem auch durch 
ihre juristischen Mitarbeiter — erfordert hier eine 
größere Aufmerksamkeit. Diese bewährte und von den 
Betrieben verstandene Arbeitsweise erschließt zusätz­
liche Reserven. Sie ermöglicht es den Gerichten, sich 
auf die Auswertung grundsätzlicher Verfahren zu orien­
tieren, und sie bezieht zugleich einen Kreis weiterer 
Kader in die verantwortliche und sachkundige Aus­
wertung gerichtlicher Verfahren ein.
Der Beschluß des Ministerrates schafft weitere Mög­
lichkeiten zielgerichteter Hilfe und organisierter Zu­
sammenarbeit. Er ermöglicht die Fortführung der be­
währten Gemeinschaftsarbeit zwischen und mit den 
verschiedensten staatlichen Organen und Einrichtungen, 
darunter den Vertretern der Sicherheits- und Justiz­
organe, auf erweiterter Grundlage. Die verstärkte Ein­
beziehung der Justitiare der Volkswirtschaft in diese 
Gemeinschaftsarbeit und ihre aktive Mitwirkung als 
politisch verantwortliche Leitungskader der Betriebe 
wird hierbei eine wichtige Aufgabe und gemeinsame 
Verpflichtung sein.
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Zur Wirkung familienrechtlicher Bestimmungen 
auf Versicherungsverhältnisse der Bürger

Die im Familiengesetzbuch geregelten Vertretungs­
befugnisse der Ehepartner hinsichtlich der Angelegen­
heiten des gemeinsamen Lebens (§11 FGB) und ihre 
Verfügungsrechte über ihr gemeinschaftliches Vermögen 
(§ 15 FGB) sind auch für den Abschluß von Versiche­
rungsverträgen, für die Anzeige- und Verhaltenspflich­
ten bei bestehenden Verträgen, für die Leistungen aus 
Versicherungsverträgen und für die Kündigung dieser 
Verträge von Bedeutung. Diese familienrechtlichen Be­
stimmungen sind neben den versicherungsrechtlichen 
und zivilrechtlichen Bestimmungen stets zu beachten.

Vertretungsbefugnisse und Verfügungsrechte 
der Ehepartner fiber Versieherungsverhältnisse
Versicherungsverträge der Bürger sind bis auf wenige 
Ausnahmen Angelegenheiten des gemeinsamen Lebens 
der Ehepartner i. S. des § 11 FGB. Mit dieser Auffassung 
wird dem Anliegen des § 11 FGB, die umfassende ge­
genseitige Vertretung der Ehepartner in den Angelegen­
heiten des gemeinsamen Lebens zu sichern, Rechnung 
getragen. Die Vertretungsbefugnis erstreckt sich auf 
Verträge über die Versicherung eines Haushalts/1/, 
aber auch über die Versicherung des persönlichen 
Eigentums der LPG- und GPG-Mitglieder, die Kraft- 
fahrzeugversicherupg (Kasko), die Sportbootkaskover­
sicherung, die Haftpflicht- oder Elementarversicherung 
für ein Einfamilien- oder Wochenendhaus, die Reise­
gepäckversicherung u. a. Unbeschadet der tatsächlichen 
Eigentumsverhältnisse an den versicherten Sachen ist 
davon auszugehen, daß diese Sachen von der Familie

/!/ -VgL FGB-Kommemtar, 4. AufL, Berlin 1973, Anm. 2.1. zu 
§ 11 (S. 56).

gemeinsam genutzt werden, und damit ist der Abschluß 
derartiger Versicherungsverträge den Angelegenheiten 
des gemeinsamen Lebens zuzurechnen.
Ebenso wie der Abschluß von Versicherungsverträgen, 
aus denen die Staatliche Versicherung Geldersatz für 
die Beschädigung oder den Verlust der versicherten 
Gegenstände durch bestimmte Ereignisse zu leisten hat, 
im Interesse der Familie liegt und damit eine Angele­
genheit des gemeinsamen Leben ist, ist diese Voraus­
setzung auch bei der Vorsorge für Wechselfälle des 
Lebens, z. B. bei Krankheit, bei vorübergehender oder 
dauernder Arbeitsunfähigkeit durch Unfall, beim Ab­
leben des Versicherungsnehmers oder bei solchen Ver­
sicherungen gegeben, aus denen für einen bestimmten 
Anlaß (z. B. bei der Jugendweihe oder der Eheschlie­
ßung eines Kindes) die Versicherung Geldleistungen er­
bringt.
Das Bezirksgericht Potsdam hat in seinem Urteil vom 
12. September 1969 — 1 BC 39/69 — (unveröffentlicht) zu 
Recht die Lebensversicherung für einen Ehegatten als 
gemeinsame Angelegenheit beider Ehepartner angese­
hen, weil diese Versicherung gerade zur materiellen 
Sicherstellung der Familie im Falle des Todes dieses 
Ehegatten abgeschlossen wird.
Dagegen fallen die prinzipiell nur ei pen Ehepartner be­
treffenden Angelegenheiten, wie die seines Berufs, sei­
nes Geschäfts oder seines Betriebs, nicht unter die 
Vertretungsbefugnis i. S. des § 11 FGB. Versicherungs­
verträge, die sich auf diese Angelegenheiten beziehen, 
können durch den nichtberechtigten Ehepartner nur 
dann abgeschlossen werden, wenn ihm der Berechtigte 
Vollmacht gemäß § 164 BGB erteilt hat.
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